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BUNDESGERICHTSHOF

JLlM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 56/83 URTEIL Verkündet am:
18. Dezember 1984 
Herrwerth 
Justi zangestel 1 te 
als Urkundsbeamter
r jov h * 3 f r c c  1

in dem Rechtsstreit

e s  R^autn. mns Norbert »str.

- Prozeßbevollmächtigter:

Beklagten und Revisionsklägers,

Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

1.

2. die Hausfrau Lieselotte  
Fl

3. den minderjährigen Schüler Norbert wohnhaft ebenda,
gesetzlich vertreten durch seine Mutter, die Klägerin zu 2 ),

Kläger und Revisionsbeklagte 
zu 2) und 3 ),

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwal f: Freiherr von



Der V I. Z iv ilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die mündliche Ver­
handlung vom 18. Dezember 1984 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Steffen 

und die Richter Scheffen, Dr. Ank^rmann, Dr. Lepa und Dr. Schmitz 

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das U rte il 
des 16. Z ivilsenats des Ober!andesgerichts Frankfurt 

am Main vom 20. Januar 1983 aufgehoben, soweit zu 

seinem Nachteil erkannt is t .

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 

Kosten der Revision an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der frühere Erstkläger D ., Ehemann der Klägerin zu 2) (im folgenden: die 

Klägerin) und Vater des Klägers zu 3) (im folgenden: der Kläger) erwarb im 

März 1978 bei dem Beklagten, Inhaber einer Reparaturwerkstätte, für seinen 

PKW (Mercedes) zwei gebrauchte Michel in S tahlgürtelreifen der Größe 158 

HR 14 für die hinteren Räder. Da der Beklagte in seiner Werkstatt kein 

Reifenmontiergerät besaß, lie ß  er die Reifen auf die in seinem Betrieb 

abmontierten Räder durch die Firma P. P. Reifenservice (im folgenden P.P.) 
aufziehen. Die Montage der Räder fand wieder im Betrieb des Beklagten 

s ta tt .
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Nach etwa 5 Monaten löste sich im August 1978 bei einer Fahrt auf der 
Autobahn mit ca. 160 km/h Geschwindigkeit das P ro fil vom linken H in te rre i­

fen ab, wodurch das Fahrzeug von der Autobahn abkam. Die beiden im Fahrzeug 

befindlichen Kläger e r lit te n  zum Teil schwere Verletzungen. Unstreitig  

kommt als Ursache für das Platzen des Reifens, wie der vom Betriebshaft- 
pfl ichtversicherer des Beklagten beauftragte Sachverständige fe s tg e s te llt  

hat, in Betracht, daß sich ein Fremdkörper im Reifeninnern befand, daß ein 

zu k le iner Schlauch eingezogen und daß das P ro fil des Reifens nachgeschnit­
ten war. Nachdem der Versicherer des Beklagten zunächst in Verhandlungen 

über die Schadensregulierung eingetreten war, lehnte er schließ lich je g l i ­

che Haftung ab, da nicht nachgewiesen se i, daß es sich bei dem geplatzten 

Reifen um einen der beiden beim Beklagten gekauften Reifen handele.

Nachdem D. aus dem Rechtsstreit ausgeschieden is t  und die Klägerin den 

zunächst von ihm eingeklagten und dann an sie abgetretenen Anspruch auf Er­
satz seines Sachschadens fa llen  gelassen hat, wird der Rechtsstreit von ih r  

und dem Kläger nur noch um ihre Schmerzensgeldansprüche (in  Höhe von 

7.000 DM für die Klägerin und von 15.000 DM für den Kläger), ferner um die 

Zahlung von Renten an beide Kläger wegen Verdienstausfall s sowie uin die 

Feststellung künftiger Schadensersatzverpflichtung gegenüber dem Kläger ge­
führt.

Die Kläger haben sich darauf berufen, der Beklagte habe den verkehrs­

widrigen Zustand, der zum Platzen des Reifens führte, zu vertreten . Bei 
einer Laufzeit von nur rund 4.000 km zwischen der Montage der gekauften 

Reifen und dem Unfall (D. habe den Wagen vorwiegend nur an Wochenenden ge­

fahren) spräche bereits ein Anscheinsbeweis dafür, daß der geplatzte  

Reifen einer der beiden beim Beklagten gekauften se i. Auch widerspreche es 

der allgemeinen Lebenserfahrung, daß ein neu aufgezogener Reifen in so 

kurzer Z e it ausgetauscht worden sei; er sei auch nicht rep arie rt worden.
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Der Beklagte hat b es tritte n , daß es sich bei dem geplatzten Reifen um 

einen der beiden dem D. verkauften gehandelt habe und behauptet, die 

beiden verkauften Reifen hätten sich in einwandfreiem Zustand befunden; 
insbesondere sei das P ro fil nicht nachgeschnitten gewesen, was in seiner 

Werkstatt niemals geschehe; er verkaufe auch keine runderneuerten Reifen, 
sondern a lle n fa lls  von seinen Kunden übernommene, gut erhaltene, 
ausgesuchte und streng k o n tro llie rte  Reifen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat die 

Klage der Klägerin im gesamten Umfang sowie den Schmerzensgeldanspruch des 

Klägers dem Grunde nach für g erech tfertig t e rk lä r t . Ferner hat es festge- 

s t e l l t ,  daß der Beklagte ve rp flic h te t se i, dem Kläger a llen künftigen, 
infolge Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähigkeit entstehenden Schaden aus 

diesem Unfall sowie die durch den Unfall bedingten Kosten für Nachhilfe­

unterricht zu ersetzen.

Mit der Revision verfo lg t der Beklagte seinen Antrag auf Abweisung der 
Klage w eiter.

Entschei dungsgründe

I .

Das Berufungsgericht h ä lt vertragliche Ansprüche der beiden Kläger als 

durch den von D. m it dem Beklagten geschlossenen Vertrag nach § 328 3GB 

mitgeschützten Personen wegen schuldhafter Verletzung des Vertrages für ge­

re c h tfe r tig t. Entweder habe der Beklagte selbst oder einer seiner M itar­

b e ite r oder die M itarbeiter der als Erfüllungsgehilfin  nach § 278 BGB 

herangezogenen Firma P.P. den verkehrswidrigen Zustand, der zum Platzen des 

Reifens führte , zu vertreten . Zumindest habe es bei der gegebenen Sachlage
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dem Beklagten oblegen, nachzuweisen, daß ein nicht in seinen Verantwor­

tungsbereich fa llender Umstand Ursache des Platzens gewesen se i. Das Be­

rufungsgericht is t  der Überzeugung, daß der geplatzte Reifen einer der 
beiden Reifen war, die D. bei dem Beklagten gekauft hatte. Es führt h ier­
zu aus: H ierfür spreche zwar nicht schon der Beweis des ersten Anscheins, 
da es insoweit jeden fa lls  an dem dafür erforderlichen engen ze itlichen  Zu­
sammenhang zwischen dem Kauf des Reifens und dessen Platzen feh le . Jedoch 

sei nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme erwiesen, daß der schadhafte einer 

der beiden beim Beklagten gekauften Reifen gewesen se i. D. habe unter Eid 

glaubwürdig bekundet, daß die Reifen der beiden Hinterräder seines Fahr­

zeugs nach deren Montage bei dem Beklagten nicht mehr gewechselt, auch 

nicht rep arie rt worden seien; er habe den Mercedes auch an niemanden ver­
liehen; der Wagen stehe normalerweise in der Garage oder auf dem Wochenend­

grundstück unter Bewachung, so daß auch ein Diebstahl auszuschließen sei; 
ebenso s te lle  die Möglichkeit des Durchlöcherns durch einen Nagel oder 
einer Beschädigung durch Überfahren der Bordsteine eine rein theoretische 

Erwägung dar, für die jeg lich er konkrete Anhaltspunkt feh le . Bei der ge­

ringen Laufleistung des Fahrzeugs zwischen Kauf und Unfall von rund 

4.000 km sei die Möglichkeit des Austausches der beiden in gutem Zustand 

gekauften Reifen zwar nicht auszuschließen, aber doch wenig wahrscheinlich. 

Die glaubhafte Bekundung des D. sei auch nicht durch die vor dem Landge­

rich t vernommenen Zeugen R. (Reifenmonteur der Firma P .P .), H. (früherer 

Kraftfahrzeugschlosser des Beklagten) und K. (Kraftfahrzeugschlosser des 

Beklagten) w iderlegt, wie es im einzelnen ausführt. Für eine Parteiver­
nehmung des Beklagten nach § 448 ZPO fehle es an den Voraussetzungen.

H insichtlich der Ansprüche aus §§ 823, 842, 843, 847 BGB hafte der Be­
klagte zwar nicht wegen Fehler der M itarbeiter der Firma P.P. diese seien 

in Ermangelung einer Weisungsbefugnis nicht seine Verrichtungsgehilfen 

i .S .  von § 831 BGB gewesen. Dennoch brauchten die Kläger auch insoweit 
nicht nachzuweisen, daß der Reifenschaden gerade auf einem dem Beklagten



-  6 -

3 *

selbst oder einem seiner Angestellten zuzurechnenden Pflichtverstoß beruhe. 
Vielmehr gre ife  hier zu Gunsten der Geschädigten die Vorschrift des § 830 

Abs. 1 Satz 2 BGB ein , denn sie a lle  seien “B ete ilig te" einer rechtswid­
rigen schuldhaften unerlaubten Handlung. Keiner von ihnen habe sich ent­

lasten können.

I I .

Diese Ausführungen des Berufungsgericht halten den Angriffen der 
Revision nicht stand.

1. Es war verfahrensfehlerhaft, daß das Berufungsgericht die Aussagen 

der drei vom Beklagten benannten Zeugen R ., H. und K. h insichtlich  der 

Frage, ob der geplatzte Reifen einer der beiden vom Beklagten gekauften 

Reifen war, anders als das Landgericht würdigt, ohne diese Zeugen selbst 

vernommen zu haben. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 

l ie g t  ein Verfahrensfehler vor, wenn das Berufungsgericht die Glaubwürdig­
k e it der erstinstanzlich  vernommenen Zeugen anders b e u rte ilt  oder den In­
h a lt ih rer Protokollierten Aussage anders auslegt als die Richter der Vor­

instanz, ohne sich selbst einen Eindruck von den Zeugen und dem Inhalt 

ih rer Aussagen gemacht zu haben (zu le tz t Senatsurteile vom 3. April 1984 - 

VI ZR 195/82 - VersR 1984, 582 und vom 7. Ju li 1981 - VI ZR 48/80 - VersR 

1981, 1079 sowie BGH-Ürteil vom 28. September 1981 - I I  ZR 11/81 - VersR 

1981, 1175 -  a lle  m.w.N.).

a) Das Landgericht h ie lt  diese Id e n titä t nicht fü r erwiesen, insbeson­
dere darum, weil a lle  drei Zeugen R ., H. und K ., deren Aussagen es (tro tz  

des eigenen Interesses dieser Zeugen am Ausgang des Rechtsstreits) für 

glauowürdig h ie l t ,  die Darstellung des Beklagten gestützt hätten. K. und H. 
hätten sich an den Reifenkauf des D. erinnert und hätten bestä tig t, daß die
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Reifen weder runderneuert noch nachgeschnitten gewesen seien; vielmehr habe 

es sich um gut erhaltene Gebrauchtreifen gehandelt; der Zeuge K. habe sich 

durch Auseinanderziehen der Reifen selbst davon überzeugt, daß die Karkasse 

in Ordnung war. Der Zeuge R. habe zwar keine Erinnerung an das konkrete 

Aufziehen dieser beiden Reifen gehabt, er habe aber im Gerichtssaal demon­
s t r ie r t ,  daß er den Unfall re ifen  eindeutig als nachgeschnitten erkenne und 

auch erkenne, daß dessen Schlauch zu k lein  dimensioniert war. Das Landge­

r ic h t hat ihm seine Aussage geglaubt, er würde nie nachgeschnittene oder 

mit zu kleinem Schlauch versehene Reifen montieren. Er habe bei seiner Aus­
sage "einen zuverlässigen und bestimmten Eindruck" gemacht.

Wenn das Berufungsgericht demgegenüber meint, den Aussagen dieser drei 
Zeugen komme, weil sie damit im wesentlichen nur eine eigene P flich tw id rig ­

k e it bei der Auswahl und Montage in Abrede s te llte n , keine besondere Über­
zeugungskraft zu, zumal sie vor ih rer Vernehmung mit dem Beklagten ge­

sprochen hätten, insbesondere bestünden erhebliche Zw eifel, ob die Zeugen 

überhaupt eine zuverlässige Erinnerung an den konkreten Vorgang haben 

könnten, so g ibt es den Aussagen der Zeugen ein anderes Gewicht als das 

Landgericht nur deshalb, weil es die Zuverlässigkeit der Zeugen in der Be­
antwortung der Beweisfrage anders als das Landgericht bewertet. Das Landge­
r ic h t hat die Aussagen ihrem objektiven Gehalt nach als klare Verneinung 

der Frage nach der Id e n titä t des Reifens mit einem der von ihnen montierten 

Reifen verstanden und sich von der R ichtigkeit der Aussagen überzeugt. 

Hiervon konnte das Berufungsgericht nur aufgrund eines eigenen anderen Ein­
drucks von dem Zeugen abweichen. Es durfte diese Beweiswürdigung nicht vor­

nehmen, ohne die Zeugen selbst vernommen zu haben.

b) Aber auch die nachfolgenden weiteren Erwägungen des Berufungsgerichts 

stellen  nicht nur eine andere rechtliche Würdigung einer klaren Zeugenaus­
sage dar (worunter auch die Ungeeignetheit für das Beweisthema zu ver­
stehen is t )  -  was ohne erneute Vernehmung der Zeugen zulässig wäre (s .
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BGH-Urtei1 vom 23. Juni 1982 - V I I I  ZR 333/80 - NJW 1982, 2308 m.w.N.). 
Vielmehr versteht das Berufungsgericht die Aussagen anders als das Landge­
r ic h t. Insoweit kann, weil das Protokoll nicht a lle  Nuancen der Bekundung, 
insbesondere nicht die Reaktion der Zeugen auf bestimmte Fragen und Vor­
haltungen zuverlässig wiedergibt, auf einen persönlichen Eindruck und eine 

persönliche Befragung durch den beurteilenden Richter nicht verzichtet 

werden. Gerade diese lassen o ft  e rst den wahren Sinn der Aussage erkennen.

Das Berufungsgericht führt aus, der Zeuge K. habe seine Aussage, daß der 
Beklagte überhaupt keine erneuerten oder nachgeschnittene Reifen führe, da­

durch " r e la t iv ie r t" , daß er ?inräume, die dem D. verkauften Reifen hätten 

auf dem Gelände des Beklagten herumgelegen und seien dort von H. herausge­
sucht worden. Diesem Umstand kann zwar erhebliche Bedeutung zukommen, weil 
der Beklagte -  wie das Berufungsgericht fe s ts te n t  - eine zuverlässige Aus­
wahl und Kontrolle nur für die etwa 8 bis 10 Reifen in Anspruch nimmt, die 

er von Kunden gebraucht gekauft und sorg fä ltig  (überdacht) aufbewahrt habe, 
nicht aber für die anderen Reifen, welche die Kunden nach dem Wechseln ein­

fach auf dem Gelände liegen gelassen hätten. Das Landgericht hat den Zeugen 

K. nun aber gerade nicht dahin verstanden, daß die montierten Reifen aus 

den u n ko ntro llie rt herumliegenden, zum Verkauf nicht bestimmten A ltre ifen  

ausgewählt worden seien. Wollte das Berufungsgericht die Aussage in diesem 

Sinne verstehen, dann konnte es diese In terpretation  nicht auf die Nieder­

s c h rift der Zeugenaussage vor dem Landgericht stützen. Ohne eine eigene 

gründliche Befragung dieser Zeugen konnte es sich keine zuverlässige 

Meinung über In ha lt und Wahrheitsgehalt der Aussagen machen.

c) Schon wegen dieser Verfahrensfehler war das angefochtene U rte il auf­
zuheben und die Sache an das Berufungsgericht zur weiteren Klärung zurück­
zuverweisen.
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2. Das angefochtene U rte il kann aber auch insoweit keinen Bestand haben, 
als das Berufungsgericht für die Ansprüche der Kläger aus unerlaubter 

Handlung § 830 Abs. 1 Satz 2 BGB anwendet. Zwar bestehen keine Bedenken, 

insoweit den Beklagten und die Firma P.P. als "B ete ilig te" im Sinne dieser 

Vorschrift anzusehen. Diese fin det jedoch grundsätzlich keine Anwendung, 

wenn bereits einer der B eteiligten aus erwiesener Verursachung h a fte t. 
Gerade dies t r i f f t  im S tre it fa ll  aber möglicherweise zu.

a) Nach dem Sachverständigengutachten, das das Berufungsgericht zur 
Grundlage seiner Entscheidung gemacht hat, kommt als Ursache für das 

Platzen des Reifens entweder in Betracht, daß der Reifert (stellenweise bis 

an den Stahlgurt) nachgeschnitten war oder daß ein zu k le iner Schlauch ein­
gezogen war oder daß sich ein Fremdkörper (vermutlich ein Profilnachschnei- 

destück eines LKW-Reifens) im Reifeninneren befand. Jeder dieser genannten 

Umstände war nach den Feststellungen des Berufungsgerichts geeignet, das 

Platzen des Reifens zu verursachen, wobei am wahrscheinlichsten se i, daß 

das Zusammenwirken von unzulässiger Dehnung des zu kleinen Schlauches und 

das Vorhandensein eines Fremdkörpers im Reifeninneren dies bewirkt habe.

Das Berufungsgericht meint, nur der Profi 1nachschnitt fa l le  in den Verant­

wortungsbereich des Beklagten; die beiden anderen möglichen Ursachen (zu 

kle iner Schlauch, vorhandener Fremdkörper) seien nicht ihm, sondern der 

Firma P.P. zuzurechnen.

b) Wenn festzustellen  is t ,  daß das Nachschneiden des Reifens für den 

"Fachmann" ohne jede Schwierigkeit zu erkennen war - wie der Zeuge R. 
(Monteur bei der Firma P.P.) es bekundet hat und wie es revisionsgemäß zu 

Gunsten des Beklagten zu unterstellen is t  - ,  dann hafte t die Firma P.P. 
bzw. der für die Montage verantwortliche Monteur delik tisch  den Klägern 

nicht nur, wenn der Fremdkörper im Reifeninneren das Platzen des Reifens 

verursacht hatte, sondern auch dann, wenn der unzulässige Nachschnitt des 

Reifenmantels für sich a lle in  oder im Zusammenwirken mit den anderen 

Fehlerquellen die Ursache dafür war. Denn sie war als ein gerade für das
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Aufziehen von Reifen mit Fachkräften ausgestatteter Betrieb ve rp flic h te t, 

vor der Montage die Reifen nebst Schlauch auf ihre Geeignetheit und Ver- 

kehrssicherhei t  zu überprüfen. Bei dieser Sachlage wären die Firma P.P. 
bzw. ih r m it der Montage betrauter Monteur, fa lls  es sich bei dem geplatz­
ten Reifen um einen der beiden von D. bei dem Beklagten gekauften und von 

ih r aufgezogenen Reifen handelte, auf jeden Fall zum Schadensersatz ver­
p flic h te t. Dann aber wäre nach der Rechtsprechung des Senats (s . BGHZ 67, 

14, 19 und 72, 355 f f )  für eine Anwendung des § 830 Abs. 1 Satz 2 BGB kein 

Raum. An dieser Rechtsprechung wird tro tz  der kritischen Anmerkungen, die 

sich gegen eine solche re s tr ik tiv e  Auslegung dieser Vorschrift bei a lte r ­
nativer Kausalität wenden (s . insbesondere Weyers in Esser, Schuldrecht,

Bd. I . ,  Bes. T e il ,  6. A u fl. S. 515; Deutsch, NJW 1981, 2731; Mertens in 

MünchKomm, BGB, § 830 Rz. 28 f f ;  Bydlinski in Festschrift für Beitzke,
1979, S. 15 f f ;  Fraenkel Anm. NJW 1979, 1202 und Brehm Anm. JZ 1980, 585), 
im Prinzip festgehalten.

Nach Auffassung des Senats is t  der Anwendungsbereich des § 830 Abs. 1 
Satz 2 BGB auf Fallgestaltungen beschränkt, in denen der Geschädigte aus 

Beweisnot wegen einer spezifischen Überlagerung der Beiträge mehrerer Be­

te i l ig te r  andernfalls lee r ausgehen würde. Dieser tragende Grund für die 

Ausweitung der Deliktshaftung fe h lt  in einem F a ll, in dem von der Verant­

w o rtlichke it eines der B eteiligten für a lle  in Betracht kommenden Schadens- 

verläufe auch ohne die Vorschrift des 5 830 Abs. 1 Satz 2 BGB auszugehen 

is t .  Jedenfalls in Fällen wie hier besteht kein Bedürfnis, den Anwendungs­
bereich der Vorschrift im Sinne der K r it ik , die die Rechtsprechung in 

erster Linie nur im Ergebnis bei bestimmten Fallgestaltungen für unbefrie­
digend h ä lt, im Interesse eines gerechten Schadensausgleichs ausdehnend zu 

in terp retieren .
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I I I .

Aus diesem Grund is t  der Rechtsstreit an das Berufungsgericht zurück­
zuverweisen. Die Parteien erhalten damit zugleich Gelegenheit, ihren Vor­
trag zu einer deliktischen Haftung des Beklagten für die Montage des 

Reifens durch die Firma P.P. (§§ 830 Abs. 1 Satz 2, 831 BGB) zu ergänzen.

Dr. Steffen

Dr. Lepa
Scheffen

Dr. Schmitz

Dr. Ankermann
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